
Auftakt zu ernsthaften Ver-
handlungen oder doch nur
Show? Die Erwartungen an
die Nahost-Konferenz in An-
napolis sind gering. Zu ver-
zwickt sind die Probleme.
Doch Gespräche ohne Ergeb-
nis bergen Gefahren: Sie
könnten zu Radikalisierung
und Kämpfen führen.

ELISABETH ZOLL

Eran Lermann weist auf die wei-
ßen Siedlungen auf braunem Hügel-
land. Vom Aussichtspunkt Nebi
Samuel, am Stadtrand Jerusalems,
sind sie nur wenige hundert Meter
entfernt. Es ist besetztes Land. Jüdi-
sche Siedler haben sich auf den Spit-
zen der Kegel eingerichtet – auf pa-
lästinensischem Grund. Der Sicher-
heitszaun, der auf vielen Kilome-
tern als meterhohe Betonmauer
durch das Land mäandert, trennt
die von Israel reklamierten Gebiete
von Palästina ab. „Wir können das
Land nicht aufgeben“, sagt Ler-
mann, ein ehemaliger Oberst des is-
raelischen Militärgeheimdienstes,
heute Direktor der israelischen Sek-
tion des American Jewish Commit-
tee. Die Ostraumsicherung seines
Landes hänge von den Militäranla-
gen auf den besetzten Hügeln ab.

Alles liegt dicht beieinander in
diesem geografischen Raum: Israel
und die palästinensischen Gebiete,
die jüdische Metropole Tel Aviv, die
vom nahe gelegenen Südlibanon
mit Kayuscha-Raketen der islamisti-
schen Hisbollah leicht zu erreichen
wäre und nicht zu vergessen der
den Juden feindlich gesinnte Iran.
„Wir werden es nicht zulassen, dass

unsere Kinder unter dem Atombom-
benschatten eines Holocaustleug-
ners leben müssen,“ sagt Lermann
mit Bezug auf den iranischen Präsi-
denten Mahmud Ahmadinedschad.

Für Israel ist Sicherheit deshalb
oberstes Gebot. Dafür ist man in
der Vergangenheit immer wieder in
den Krieg gezogen; dafür wird die
teils monströse Mauer gebaut, die
gegen internationales Recht ver-
stößt und vielen Palästinensern die
Existenzgrundlage raubt; dafür ha-
ben israelische Siedler mit staatli-
cher Unterstützung an strategisch
wichtigen Punkten illegal Land be-
setzt. Aufgegangen ist die Rech-
nung jedoch nicht, selbst wenn die
Zahl der Selbstmordattentate in
den vergangenen Monaten deutlich
zurückgegangen ist. Die derzeitige
Waffenruhe ist äußerst brüchig.

Verlässlicher Frieden liegt in wei-
ter Ferne. So sind kommende Wo-
che auch schwierige Gespräche zu
erwarten, wenn sich Vertreter Isra-
els und Palästinenser unter Regie
des US-Präsidenten George W.
Bush in Annapolis, im US-Staat Ma-
ryland, wieder zu einer Friedens-
konferenz treffen. Die Erwartungen
köcheln auf kleinster Flamme. Zu
mächtig sind die Probleme. Gestrit-
ten wird über:
� verbindliche Grenzen auf Grund-
lage der Vereinbarung aus dem Jahr
1967. Durch den Bau der Sperr-
mauer hat Israel das Gebiet der Pa-
lästinenser einseitig um 12 Prozent
reduziert.
� die rechtswidrigen jüdischen
Siedlungen auf palästinensischem
Gebiet, die für Israel auch aus strate-
gischen Gründen bedeutend sind.
� den Zugang zu Wasser,
� Sicherheitsgarantien für Israel,
� das Rückkehrrecht für Flücht-
linge und
� den ungeklärten Status von Jeru-
salem.

„Man weiß längst, was zu tun
ist“, sagt der ehemalige israelische
Botschafter in Deutschland, Avi Pri-
mor. Das sei seit der Vereinbarung
von Camp David im Jahr 2000 Ge-
genstand aller weiteren Nahost-Ini-
tiativen gewesen. Das Problem liege
in der Umsetzung. Sowohl dem is-
raelischen Ministerpräsidenten
Ehud Olmert als auch Palästinenser-
chef Mahmut Abbas fehle die

Macht, Kompromisse durchzuset-
zen. Bewege sich Olmert zu sehr auf
die Palästinenser zu, drohe seine Ko-
alition zu zerbrechen. Bei dann fol-
genden Neuwahlen habe der jetzige
Ministerpräsident kaum Chancen
auf eine starke Position.

Auch Abbas sitzt in der Zwick-
mühle. Im abgetrennten Gaza-Strei-
fen führt die radikalislamische Ha-
mas samt extremistischer Splitter-
gruppen um Al-Kaida das Wort.

Doch auch im Westjordanland ist
die Position des gemäßigten Politi-
kers umstritten. Seine größte Sorge
sei, von den eigenen Leuten er-
schossen zu werden, räumte er vor
Wochen gegenüber einem deut-
schen Ministerpräsidenten ein. Pri-
mor hält deshalb ernüchtert fest:
„Annapolis wird eine schöne PR-
Show“.

Eine Show, zu der es jedoch keine
Alternative gibt. Gehen die Gesprä-

che in Annapolis ohne greifbares Er-
gebnis zu Ende, ist die Chance auf
eine Einigung für ein bis zwei Jahre
vertan. Solange wird es dauern bis
ein neuer US-Präsident seine Nah-
ost-Initiative starten kann. Bis da-
hin könnten die Extremisten weite-
ren Einfluss gewinnen. „Abbas ist
der letzte unter den großen Führern
der palästinensischen Befreiungsor-
ganisation PLO, der an Frieden und
Kooperation glaubt“, heißt es in pa-

lästinensischen Kreisen. Um ihn in
seinem Lager zu stärken, erwarte
man von Israel deshalb keine Lie-
besschwüre, sondern konkrete Zu-
geständnisse. In den Kreisen um Ab-
bas wird dabei an die Freilassung ei-
ner erheblichen Zahl der bis zu
12 000 palästinensischen Gefange-
nen gedacht, außerdem an den Ab-
bau der mehr als 560 Kontrollstel-
len auf palästinensischem Gebiet
und an den Baustopp für die um-
strittene Schutzmauer wie das Ende
des illegalen Siedlungen.

Drohende Radikalisierung

Vorsichtige Zugeständnisse hat Is-
rael dieser Tage mit der Freilassung
von rund 440 palästinensischen Ge-
fangenen gemacht. Doch zur Rü-
ckenstärkung gemäßigter Kräfte
reicht das nicht. „Israel kann nicht
den Frieden wollen und die Palästi-
nenser unterminieren, die für Frie-
den stehen,“ verdeutlicht ein rang-
hoher palästinensischer Politiker
die Situation. Vor allem die junge
Generation, die ohne Perspektive,
aber unter Schikanen eingekesselt
zwischen den Checkpoints lebt, ist
am Ende ihrer Geduld. Sie könnte
sich radikalen Gruppen anschlie-
ßen.

Nicht nur in den von Siedlungen
zerklüfteten palästinensischen Ge-
bieten blickt man deshalb mit Sorge
auf Annapolis. Auch Israel steht bei
einem Scheitern der Gespräche auf
der Verliererseite. Dass militärische
Stärke nicht unverletzlich macht,
musste das Land, das in den kom-
menden Tagen den 60. Jahrestag
der Staatsgründung feiert, erst im
Sommer 2006 erfahren. Raketen der
radikalislamischen Hisbollah schlu-
gen vor allem im Norden des Lan-
des ein. Militärisch besiegen konn-
ten Israels Luftwaffe und seine Pan-
zer die Milizen nicht.

Zurückgeblieben ist Verunsiche-
rung und eine steigende Verrohung
auch in der israelischen Gesell-
schaft. Thomas Birringer, Büroleiter
der Konrad Adenauer Stiftung in Ra-
mallah, fasst zusammen: „Die fort-
währende Gewalt hinterlässt mas-
sive Spuren – bei denen, die Täter
sind und bei denen, die Opfer sind“.
Verloren geht auf diese Weise vor al-
lem eines: Die Chance auf Frieden.

Eran Lermann
glaubt nicht,
dass Israel stra-
tegisch wich-
tige Siedlun-
gen aufgeben
kann.

49 Staaten und Organisationen hat
US-Präsident George W. Bush für
Montag und Dienstag nach Anna-
polis eingeladen, darunter die Staa-
ten der Arabischen Liga – von de-
nen die meisten keine diplomati-
schen Beziehungen zu Israel pfle-
gen –, Mitglieder des Nahost-Quar-

tetts, die Organisation der islami-
schen Konferenz sowie den interna-
tionalen Währungsfonds.

Neben Vertretern Israels und der
Palästinenser hat Ägypten seine
Teilnahme bereits zugesagt. Außen-
minister Ahmed Abdul Gheit sagte:
„Ägypten ist daran interessiert, die

Palästinenser zu unterstützen, auf
welchem Weg auch immer.“

Eine Mitwirkung Jordaniens gilt
als wahrscheinlich. Unklar ist bis-
her, ob Syrien und Saudi-Arabien
Regierungsvertreter nach Annapo-
lis schicken. Ihrer Teilnahme wird
große Bedeutung zugemessen.  eb

Zwischen Kontrollstellen eingepfercht: Nicht nur in Bethlehem wächst der Druck junger Palästinenser. FOTO: ELISABETH ZOLL

Viele Einladungen, aber unklare Teilnehmerrunde

NAHOST-KONFERENZ / Israelis und Palästinenser hoffen auf Zugeständnisse, die ihre Führungsfiguren nicht weiter schwächt

Dem Frieden bleibt nur eine geringe Chance
Bei einem Scheitern der Gespräche drohen die Gesellschaften durch Gewaltaktionen noch stärker zu verrohen
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